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Beschluss Nr. 293/2000/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Januar 2000 
zur Annahme eines Aktionsprogramms 
der Gemeinschaft (DAPHNE-Programm) 
(2000-2003) über vorbeugende Maß­
nahmen zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Kinder, Jugendliche und Frauen 

Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union 
- gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Art. 152, 
auf Vorschlag der Kommission 1, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses2, 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen3, 

gemäß dem Verfuhren des Art. 251 des Vertrags 4, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1 Körperliche, sexuelle und psychische Gewalt gegen Kinder, 

Jugendliche und Frauen ist eine Verletzung ihres Rechts auf 
Leben, Sicherheit, Freiheit, Würde und körperliche und 
emotionale Unversehrtheit und eine ernsthafte Bedrohung 
für die körperliche und psychische Gesundheit der Gewalt­
opfer. Die Auswirkungen solcher Gewalthandlungen sind in 
der Gemeinschaft so häufig anzutreffen, daß sie eine schwer­
wiegende Gesundheitsgefährdung darstellen. 

2 Es muß anerkannt werden, daß Gewalrraten schwerwiegende 
sofortige und langfristige Auswirkungen auf die Gesundheit, 
die psychische und soziale Entwicklung von Einzelpersonen, 
Familien und Gemeinschaften und auf die Chancengleich­
heit der Betroffenen haben und für die Gesellschaft als Gan­
zes hohe soziale und wirtschaftliche Kosten mit sich bringen. 

3 Die Weltgesundheitsorganisation definiert den Begriff Ge­
sundheit als einen Zustand des vollständigen körperlichen, 
geistigen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur des 
Freiseins von Krankheit oder Gebrechen. Gemäß Art. 3 p des 
Vertrags umfaßt die Tätigkeit der Gemeinschaft einen Bei­
trag zur Erreichung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus. 

4 Diese Grundsätze werden in dem Übereinkommen der Ver­
einten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi­
nierung der Frau von 1979, dem Übereinkommen der Ver­
einten Nationen über die Rechte des Kindes von 1989, der 
Wiener Erklärung von 1993 zur Beseitigung von Gewalt ge­
gen Frauen, der Erklärung und Aktionsplattform, die auf der 
Vierten Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking verabschiedet 
wurden, der Erklärung und dem Aktionsplan gegen Frauen­
und Mädchenhandel und die sexuelle Ausbeutung von Min­
derjährigen, die 1996 auf der Stockholmer Konferenz ange­
nommen wurden, sowie in der Erklärung der Weltkonferenz 
der Jugendminister von Lissabon über Jugendpolitik und Ju­
gendprogramme von 1998 anerkannt. 

5 Die Europäische Union hat Maßnahmen im Bereich Justiz 
und Inneres ergriffen, insbesondere durch die Gemeinsame 
Maßnahme vom 24.2.1997 betreffend die Bekämpfung des 

ABI. C 259 vom 18.8.1998, S. 2, ABI. C 89 vom 30.3.1999, S. 42, 
und ABI. C 162 vom 9.6.1999, S. 11. 

2 ABI. C 169 vom 16.6.1999, S. 35. 
3 ABI. C 89 vom 30.3.1999, S. 42. 
4 Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 16.4.1999 

(ABI. C 219 vom 30.7.1999, S. 497). Gemeinsamer Standpunkt 
des Rates vom 13.9.1999 (ABI. C 173 vom 4.11.1999, S. 1). Be­
schluß des Europäischen Parlaments vom 17.11.1999 (noch 
nicht im Amtsblatt veröffentlicht). Beschluß des Rates vom 
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Menschenhandels und der sexuellen Ausbeutung von Kin­
dern 5

. Die strafrechtlichen Aspekte von Gewalt fallen in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 

6 In seinen Entschließungen vom 18.1.1996 zum Menschen­
handel 6, vom 19.9.1996 zu minderjährigen Opfern von Ge­
waltverbrechen 7

, vom 12.12.1996 zum Schutz von Minder­
jährigen in der Europäischen Union 8

, vom 16.9.1997 zur 
Norwendigkeit einer Kampagne in der Europäischen Union 
zur vollständigen Ächtung der Gewalt gegen Frauen9 und 
vom 16.12.1997zum Thema Frauenhandel mit dem Ziel der 
sexuellen Ausbeutung 10 hat das Europäische Parlament die 
Kommission aufgefordert, Aktionsprogramme zur Bekämp­
fung dieser Gewalrraten zu erstellen und durchzuführen. 

7 In ihrer Mitteilung vom 24.11.1993 über den Aktionsrah­
men im Bereich der öffentlichen Gesundheit hat die Kom­
mission unter anderem die Verhütung von Verletzungen als 
ein wichtiges Tätigkeitsfeld im Bereich der öffentlichen Ge­
sundheit herausgestellt. In diesem Rahmen wurde der Be­
schluß Nr. 372/1999/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 8.2.1999 über ein Aktionsprogramm der Ge­
meinschaft betreffend die Verhütung von Verletzungen 11 an­
genommen. 

8 Dieses Programm wird durch die Unterstützung von Maß­
nahmen zur Erlangung eines besseren Kenntnisstands und ei­
nes besseren Verständnisses in bezug auf die Problematik der 
Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Frauen sowie zur wei­
teren Verbreitung diesbezüglicher Informationen und durch 
die Erarbeitung von die bestehenden Gemeinschaftspro­
gramme und -aktionen ergänzenden Maßnahmen unter 
Vermeidung unnötiger Doppelarbeit zur Sicherstellung ei­
ner weitgehenden Unterbindung von Ausbeutung, eines ho­
hen Gesundheitsschutzniveaus unter Berücksichtigung der 
körperlichen, geistigen und sozialen Aspekte und einer ho­
hen Lebensqualität beitragen. 

9 Direkte Maßnahmen betreffend Gewalt gegen Kinder, Ju­
gendliche und Frauen sind im wesentlichen von den Mit­
gliedstaaten auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
durchzuführen. 

10 Die Gemeinschaft kann den Maßnahmen der Mitgliedstaa­
ten zur Verhütung von Gewalt gegen Kinder, J ugendJiche 
und Frauen, einschließlich der Gewalt in Form sexueller Aus­
beutung und sexuellen Mißbrauchs, durch die Verbreitung 
und den Austausch von Informationen und Erfahrungen, die 
Förderung eines innovativen Ansatzes, die gemeinsame Fest­
legung von Prioritäten, ggf. den Ausbau von Netzen, die Aus­
wahl gemeinschaftsweiter Projekte sowie die Motivierung 
und Mobilisierung aller Beteiligren,einen Mehrwert verlei­
hen. 

11 Dieses Programm kann durch Ermittlung und Stimulierung 
bewährter Praktiken, durch Förderung von Innovation und 
durch Austausch einschlägiger Erfahrungen betreffend die in 
den Mitgliedstaaten durchgeführten Maßnahmen, ein­
schließlich eines Informationsaustauschs über die verschiede­
nen Rechtsvorschriften und die bisher erzielten Ergebnisse, 
einen Mehrwert erbringen. 

12 Nach den in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Grundsät­
zen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit können 

13.12.1999. 
5 ABI. L 63 vom 4.3.997, S. 2. 
6 ABI. C 32 vom 5.2.1996, S. 88. 
7 ABI. C 320 vom 28.10.1996, S. 190. 
8 ABI. C 20 vom 20.1.1997, S. 170. 
9 ABI. C 304 vom 6.10.1997, S. 55. 
10 ABI. C 14 vom 9.1.1998, S. 39. 
II ABI. L46vom20.2.1999,S. l. 
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die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahme daher besser auf 
Gemeinschaftsebene erreicht werden. Dieser Beschluß be­
schränkt sich auf das zur Erreichung dieser Ziele notwendige 
Minimum und geht nicht über das dazu erforderliche Maß 
hinaus. 

13 Es gilt, eine aktive Partnerschaft zwischen der Kommission, 
den Mitgliedstaaten und Nichtregierungsorganisationen 
(NRO), insbesondere Organisationen, die sich mir dem 
Wohlergehen und der Lebensq uali rät von Kindern, J ugendli­
chen und Frauen befassen, in diesem Bereich zu unterstützen 
und die Synergie zwischen allen einschlägigen Politiken und 
Maßnahmen durch eine engere Zusammenarbeit zwischen 
NRO, anderen Organisationen und nationalen, regionalen 
und lokalen Behörden zu fördern. 

14 Zur Erreichung der Ziele dieses Programms und im Interesse 
eines möglichst effizienten Einsatzes der verfügbaren Res­
sourcen müssen die Aktionsbereiche sorgfalrig bestimmt wer­
den durch die Auswahl von Projekten, die einen größeren 
Mehrwert auf Gemeinschaftsebene bieten und den Weg zur 
Erprobung und Verbreitung innovativer Ideen im Hinblick 
auf die Verhütung von Gewalt im Rahmen eines multidiszi­
plinären Ansatzes aufzeigen. 

15 Die Zusammenarbeit mir den internationalen Organisatio­
nen, die für die von diesem Programm erfaßten Bereiche zu­
ständig sind, und mir Drittländern sollte gefördert werden 
ebenso wie mit allen denjenigen, die an der Verhütung von 
Gewalt beteiligt sein dürften. 

16 Dieses Programm sollte gemäß den Voraussetzungen, die in 
den entsprechenden Abkommen, insbesondere den Assozia­
tionsabkommen und deren Zusarzprorokollen, festgelegt 
sind, für die Beteiligung der beirrittswilligen Länder in der 
Heranführungsphase offenstehen. 

17 Zur Erhöhung von Nutzen und Erfolg dieses Programms 
sollten die getroffenen Maßnahmen insbesondere im Hin­
blick auf ihre Wirksamkeit und die Erreichung der festgesetz­
ten Ziele sowie im Hinblick auf ggf. notwendige Anpassun­
gen fortlaufend bewertet werden. 

18 Dieses Programm sollte eine Laufzeit von vier Jahren haben, 
damit genügend Zeit zur Verfügung steht, um die Maßnah­
men so durchzuführen, daß die festgesetzten Ziele erreicht 
werden. 

19 Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen 
Maßnahmen sind gemäß dem Beschluß 1999/468/EG des 
Rares vom 28.6.1999 zur Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh­
rungsbefugnisse 12 zu erlassen. 

20 Mir diesem Beschluß wird für die gesamte Laufzeit des Pro­
gramms ein Finanzrahmen festgesetzt, der den vorrangigen 
Bezugsrahmen i.S. der Nr. 33 der lnrerinsrirurionellen Ver­
einbarung vom 6.5.1999 zwischen dem Europäischen Parla­
ment, dem Rar und der Kommission über die Haushaltsdi.szi­
plin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens 13 bildet-

beschließen: 

Artikel 1 
Aufstellung des Programms 

Hiermit wird ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und 
Frauen für die Zeit vom 1.1.2000 bis 31.12.2003 angenom­
men. 

2 Ziel dieses Programms ist es, zur Sicherstellung eines hohen 
Schutzes der körperlichen und psychischen Gesundheit bei­
zutragen, und zwar durch den Schutz von Kindern, J ugendli­
chen und Frauen vor Gewalt (einschließlich Gewalt in Form 

12 ABI. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. 
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sexueller Ausbeutung und sexuellen Mißbrauchs), durch 
Verhütung von Gewalt und durch Unrersrürzung der Opfer 
von Gewalt, um insbesondere zu verhindern, daß künftig Ge­
walt erlitten wird. Es zielt ferner darauf ab, in diesem Bereich 
tätige Nichtregierungsorganisationen (NRO) und in diesem 
Bereich tätige andere Organisationen zu unterstützen und zu 
fördern. Damit trägt dieses Programm zum sozialen Wohler­
gehen bei. 

3 Mir den im Rahmen dieses Programms durchzuführenden 
Maßnahmen, die im Anhang beschrieben sind, soll folgendes 
gefördert werden: 
a) grenzübergreifende Maßnahmen zur Errichtung multidis­
ziplinärer Nerze und zur Sicherstellung des Austausches von 
Informationen und bewährter Praktiken sowie zur Sicherstel­
lung der Zusammenarbeit auf Ebene der Gemeinschaft; 
b) grenzübergreifende Maßnahmen zur Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit; 
c) ergänzende Maßnahmen. 

Artikel 2 
Durchführung 

Die Kommission stellt die Durchführung der in Art. 1 Abs. 3 
genannten Maßnahmen gemäß Art. 5 in enger Zusammenar­
beit mir den Mitgliedstaaten sicher. 

2 Die Kommission arbeitet nach Konsultation der Mitglied­
staaten mit Einrichtungen und Organisationen zusammen, 
die im Bereich der Verhütung von und des Schurzes vor Ge­
walt gegen Kinder, Jugendliche und Frauen und im Bereich 
der Unterstützung der Opfer tätig sind. Insbesondere fördert 
sie die grenzübergreifende Zusammenarbeit zwischen NRO 
und nationalen, regionalen und lokalen Behörden. 

3 Die Kommission berücksichtigt die Tätigkeiten, die in die­
sem Bereich auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
durchgeführt werden. Darüber hinaus sorgt sie für einen aus­
gewogenen Ansatz gegenüber den Zielgruppen. 

4 Möglichst viele Mitgliedstaaten sollen in die Maßnahmen 
einbezogen werden. 

Artikel 3 
Haushalt 

Der Finanzrahmen für die Durchführung des Vierjahrespro­
gramms 2000 bis 2003 wird auf 20 Mio. EUR festgesetzt. 

2 Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde in­
nerhalb der durch die Finanzielle Vorausschau gesetzten 
Grenzen bewilligt. 

3 Der Beitrag der Kommission richtet sich nach der Art der 
Maßnahme. Er darf 80 o/o der Gesamtkosten der Maßnahme 
nicht übersteigen. 

Artikel 4 
Kohärenz und Komplementarität 

Die Kommission trägt dafür Sorge, daß die im Rahmen des Pro­
gramms durchzuführenden Gemeinschaftsaktionen mir den im 
Rahmen anderer einschlägiger Gemeinschaftsprogramme und 
-maßnahmen durchgeführten Aktionen, einschließlich künftiger 
Entwicklungen im Bereich der öffentlichen Gesundheit, im Ein­
klang stehen und diese ergänzen. 

Artikel 5 
Durchführungsmaßnahmen 

Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen 
Maßnahmen in bezug auf die nachstehenden Sachbereiche 
sind nach dem Verwaltungsverfahren des Art. 6 Abs. 2 zu er­
lassen: 
a) Jahresarbeitsplan für die Durchführung der Programmaß­
nahmen, einschließlich der haushalrssmäßigen Auswirkun-

13 ABI. C 172 vom 18.6.1999, S. I 
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gen und Auswahlkriterien; 
b) generelle Ausgewogenheit der einzelnen Teilbereiche des 
Programms; 
c) Verfahren fur die Koordinierung mit den Programmen 
und Initiativen, die für die Verwirklichung des Ziels dieses 
Programms von unmittelbarer Bedeutung sind; 
d) Einzelheiten der Zusammenarbeit mit den Drittländern 
und internationalen Organisationen gemäß Art. 8; 
e) Verfahren fur die Kontrolle und Evaluierung des Pro­
gramms. 

2 Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen 
Maßnahmen in bezug auf alle anderen Bereiche sind nach 
dem Beratungsverfahren des Art. 6 Abs. 3 zu erlassen. 

Artikel 6 
Ausschuß 

Die Kommission wird von einem Ausschuß unterstützt. 
2 Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Art. 4 

und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Art. 8. 
Der Zeitraum nach Art. 4 Abs. 3 des Beschlusses 
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgesetzt. 

3 Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Art. 3 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Art. 8. 

4 Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 7 
Bete.iligung der EFT NEWR-Länder, 

der asoziiercen mittel- und osteuropäischen Länder, Zyperns, 
Maltas und der Türkei 

Dieses Programm steht folgenden Ländern zur Beteiligung offen: 
den EFTNEWR-Ländern nach den im EWR-Abkommen 
festgelegten Voraussetzungen; 
den assoziierten mittel- und osteuropäischen Ländern nach 
den in den Europa-Abkommen, ihren Zusatzprotokollen 
und den Beschlüssen der jeweiligen Assoziationsräte fescge­
legeen Voraussetzungen; 
Zypern auf der Grundlage zusätzlicher Mittel, die nach mit 
diesem Land zu vereinbarenden Verfuhren bereitgestellt wer­
den; 
Malta und der Türkei auf der Grundlage zusätzlicher Miccel, 
die im Einklang mit den Vertragsbestimmungen bereitge­
stellt werden. 

Artikel 8 
Internationale Zusammenarbeit 

Vorbehalilich des Art. 300 des Vertrags wird im Zuge der Durch­
führung des Programms die Zusammenarbeit mit Drittländern 
und internationalen Organisationen, die in den von dem Pro­
gramm erfaßten Bereichen zuständig sind, sowie mit allen denje­
nigen gefordert, die an der Verhütung und Bekämpfung von Ge­
walt in allen ihren Formen beteilige sein dürften. 

Artikel 9 
Überwachung und Bewertung 

Bei der Durchführung dieses Beschlusses trifft die Kommissi­
on die erforderlichen Maßnahmen zur Überwachung und 
laufenden Bewertung des Programms unter Berücksichti­
gung der in Art. 1 und im Anhang genannten allgemeinen 
und spezifischen Ziele. 

2 Im zweiten Jahr des Programms legt die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat einen Bewertungsbe­
richt vor. 

3 Nach Abschluß des Programms lege die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat einen Schlußbericht 
vor. 
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4 Die Kommission nimmt in die in den Absätzen 2 und 3 ge­
nannten Berichte Informationen über die Gemeinschaftsfi­
nanzierung in den verschiedenen Aktionsbereichen und über 
die Komplementarität mit den anderen Maßnahmen nach 
Art. 4 sowie die Ergebnisse der Bewertungen auf. Sie über­
mittelt diese Berichte auch dem Wirtschafts- und Sozialaus­
schuß und dem Ausschuß der Regionen. 

Artikel 10 
Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt am Tag seiner Veröffenilichung im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 24. Januar 2000. 

Anhang 

Spezifische Ziele und Maßnahmen 

I. Grenzübergreifende Maßnahmen zur Errichtung multidiszi­
plinärer Netze und zur Sicherstellung des Austausches von In­
formationen und bewährter Praktiken sowie zur Sicherstellung 
der Zusammenarbeit auf Ebene der Gemeinschaft 

Ziel: Die Zusammenarbeit von sowohl Nichtregierungsorga­
nisationen (NRO) als auch anderen Organisationen, einschließ­
lich öffenilichen Stellen, die im Bereich der Gewaltbekämpfung 
tätig sind, soll unterstützt und gefordert werden. 
1. Unterstützung fur die Errichtung und den Ausbau multidis­

ziplinärer Netze sowie Unterstützung und Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen NRO und den verschiedenen Or­
ganisationen und öffentlichen Einrichtungen auf nationaler, 
regionaler und lokaler Ebene, um zu einem besseren beider­
seitigen Kenntnisstand und Verständnis in bezug auf die je­
weiligen Aufgaben beizutragen und den Austausch einschlä­
giger Informationen zu erleichtern. 

2. Förderung und Austausch bewährter Praktiken, einschließ­
lich Pilotprojekten, auf Gemeinschaftsebene zur Verhütung 
von Gewalt und zur Unterstützung und zum Schutz von Kin­
dern, Jugendlichen und Frauen. 
Die Netze fuhren insbesondere Tätigkeiten durch, die sich 
mit den Problemen der Gewalt befassen: 
1. Festlegung eines gemeinsamen Rahmens für die Analyse 
von Gewalt- einschließlich der Definition der verschiedenen 
Arten von Gewalt - der Ursachen von Gewalt und all ihrer 
Auswirkungen. 
2. Beurteilung der tatsächlichen Auswirkungen der verschie­
denen Arten von Gewalt in Europa auf die Opfer und die Ge­
sellschaft, damit in geeigneter Weise reagiere werden kann. 
3. Bewertung der Arten von Maßnahmen und Praktiken 
und ihrer Effizienz zur Verhütung und Aufdeckung von Ge­
walt, einschließlich der Gewalt in Form sexueller Ausbeu­
tung und sexuellen Mißbrauchs, und zur Unterstützung der 
Gewaltopfer, um insbesondere zu verhindern, daß sie erneue 
Opfer von gewalttätigen Handlungen werden. 

II. Grenzübergreifende Maßnahmen zur Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit 

Ziel: Die Öffentlichkeit soll stärker sensibilisiert werden für 
die Problematik der Gewalt und der Verhütung von Gewalt gegen 
Kinder, Jugendliche und Frauen, einschließlich der Opfer des 
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, der se­
xuellen Ausbeutung zu kommerziellen Zwecken und anderer 
Formen des sexuellen Mißbrauchs. 
1. Förderung von Informationskampagnen in Zusammenar­

beit mit den Mitgliedstaaten, von Pilotprojekten mit euro­
päischem Mehrwert sowie von Sensibilisierungsmaßnahmen 
für die breite Öffentlichkeit, insbesondere fur Kinder und J u-
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gendliche, Ausbilder und sonstige betroffene Personengrup­
pen sowie für die Medien, bezüglich potentieller Gewaltrisi­
ken und der Möglichkeiten, sie zu vermeiden; dies schließt 
die Vermittlung von Kenntnissen über Rechtsvorschriften 
sowie über Gesundheitserziehung und -ausbildung im Zu­
sammenhang mit der Bekämpfung von Gewalt ein. 

2. Ausbau einer gemeinschaftsweiten Informationsquelle, um 
NRO und öffentliche Einrichtungen zu unterstützen und sie 
über öffentlich zugängliche Informationen zu unterrichten, 
die von staatlichen Stellen, NRO und Hochschuleinrichtun­
gen im Bereich der Gewalt, der Gewalrverhütung und der 
Hilfe für Gewaltopfer und der Mittel zur Verhütung von Ge­
walt zusammengetragen werden, sowie Bereitstellung von In­
formationen über alle diesbezüglichen Maßnahmen und 
Programme unter der Schirmherrschaft der Gemeinschaft. 
Dadurch dürften die Informationen in alle einschlägigen In­
formationssysteme einbezogen werden können. 

3. Untersuchungen zum Thema Gewalt und sexuellen Miß­
brauch sowie hinsichtlich der Miuel zu ihrer Verhütung: Ziel 
ist unter anderem, die effizientesten Verfahren und Strate­
gien zur Verhütung von Gewalt, zur Unterstützung der Ge­
waltopfer, um insbesondere zu verhindern, daß sie erneut 
Opfer von gewaluätigen Handlungen werden, und zur Un­
tersuchung ihrer sozialen und wircschaftlichen Kosten zu er­
miueln, damit diesem Phänomen in geeigneter Weise begeg­
net werden kann. 

4. Verbesserung beim Erkennen, Erfassen und Bewältigen der 
Auswirkungen von Gewalt. 

III. Ergänzende Maßnahmen 
Zur Programmdurchführung kann die Kommission in Über­

einstimmung mit den Art. 2 und 5 auf Einrichtungen zur techni­
schen Unterstützung zurückgreifen, deren Finanzierung im Rah­
men der Gesamtausstattung dieses Programms abgedeckt wird. 
Die Kommission kann zu denselben Bedingungen auf Experten 
zurückgreifen. Außerdem kann die Kommission Seminare, Kol­
loquien und andere Expertentreffen zur Erleichterung der Pro­
grammumsetzung durchfuhren sowie Maßnahmen zur Informa­
tion, Veröffentlichung und Verbreitung fordern. 

Hinweis der Red.: Eine Nachfrage der Redaktion ergab, daß in die­
sem Programm für die kommenden Jahre noch Gelder zur Verfü­
gung stehen. 

berlinbonn 

Gesetze/ Gesetzentwürfe 
- Der Gesetzentwurf von SPD und Bündnis 90 / 
Die Grünen zur Anderung des§ 19 Ausländergesetzes 
(14/2368, 14/2902) wurde am 16.3. vom Bundes­
tag, am 7.4. vom Bundesrat verabschiedet. Die Ehe­
bestandsjahre, Voraussetzung für ausländische Ehe­
partner, ein eigenes Aufenthaltsrecht zu erhalten, 
wurden damit von vier auf zwei Jahre herabgesetzt. 
- Nach einem Gesetzentwurf der Fraktion SPD 
und Bündnis 90 / Die Grünen zur Änderung des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes ( 14/3118) soll die Ein­
kommensgrenze um rund 10 bis 12 % angehoben 
werden, der Zuschlag für jedes weitere Kind soll von 
DM 4.200 um 14 % auf DM 4.800 (danach stufen­
weise auf DM 6.041 ab 2003) ansteigen. Neben dem 
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monatlichen Regelbetrag von DM 600 Erziehungs­
geld sieht der Entwurf ein budgetiertes Erziehungs­
geld von DM 900 monatlich vor, wenn das Erzie­
hungsgeld nur im 1. Lebensjahr des Kindes in An­
spruch genommen wird. Der Erziehungsurlaub soll 
aufgeteilt und auch noch bis zum 8. Geburtstag des 
Kindes genommen werden können. Die Anmelde­
frist für den Beginn des Urlaubs soll im Interesse des 
Arbeitgebers verlängert, die zulässige wöchentliche 
Arbeitszeit für eine Tätigkeit während des Erzie­
hungsurlaubs von 19 auf 30 Stunden erhöht, die 
Sonderregelung für das Arbeitslosengeld, das Erzie­
hungsgeld ausschließt, aufgehoben werden. Asylbe­
rechtigte und anerkannte Flüchtlinge werden an­
spruchsberechtigt. Der Entwurf wurde am 13. April 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Familien u.a. überwiesen. 

Anträge 
- Die PDS fordert in einem Antrag (14/2759) die 
Bundesregierung auf, den Entwurf eines Gesetzes 
vorzulegen, das die Vereinbarkeit von Kinderbetreu­
ung und Berufitätigkeitvon Frauen und Männern ga­
rantiert. 

Ausschüsse 
- Die Anhörungen des Rechtsausschusses zum Ge­
setzentwurf der F.D.P.-Fraktion (14/1728 neu) und 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend kamen zu dem Ergebnis, daß der nach dem 
Urteil des EuGH am 11.1.2000 europarechtliche ge­
botene Zugang for Frauen zum freiwilligen Dienst in 
allen Bereichen der Bundeswehr keine Änderung des 
Grundgesetzes erfordere, da freiwillig als Soldatin­
nen verpflichtete Frauen Wehrdienst jeglicher Art 
leisten könnten. 
- Eine Anhebung der for das Existenzminimum for 
Kinder notwendigen Regelbeträge auf 150 % hat am 5. 
April in einer öffentlichen Anhö~g des Rechtsaus­
schusses das Gros der eingeladenen Sachverständigen 
gefordert. Diese waren aufgefordert, sich zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Ächtung von Gewalt in der Erzie­
hung und zur Änderung des Kindesunterhaltsrechts 
(14/1247) zu äußern. H. Scholz, Vorsitzender Richter 
am OLG Düsseldorf, forderte, einen Mindestbedarf 
für den Ehegattenunterhalt festzulegen. 

Unterrichtung 
- Der Bundestag hat am 16.3. den ,,Aktionsplan der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen" (14/2812) an den Ausschuss für Familie, Se­
nioren, Frauen und Jugend zur federführenden Bera­
tung überwiesen. 
Bezug: Broschürenstelle, PF 201551, 53145 Bonn 

Zusammengestellt von 
RAin Jutta Junginger-Mann, Markgröningen 
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